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Zusammenfassung 

Dieser Aufsatz setzt sich mit einer von der Policy-Transfer-Forschung bisher vernachlässigten 
Seite des Phänomens – dem erzwungenen Transfer auseinander. „Konditionalität“ der Leis-
tungsvergabe bildet in einer global vernetzten, aber asymmetrisch interdependenten Staaten-
welt einen wichtigen Bestandteil des Handlungsrepertoirs internationaler Organisationen und 
mächtiger Staaten zur Verbreitung politischer Instrumente, Programme und Ansätze. Im Mit-
telpunkt dieses Aufsatzes steht die Erörterung der Frage, ob der Transfer von Politikinhalten, 
die im importierenden Land nicht nachgefragt wurden, zur Zielerreichung der absichtvoll 
handelnden Politikexporteure beitragen wird. 
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1 Einführung 

Globalisierung und nationale umweltpolitische Handlungsfähigkeit stehen nicht in dem Span-
nungsverhältnis zueinander, wie in der Debatte um den regulativen Wettbewerb zunächst an-
genommen wurde. Deregulierungszwänge infolge von Politikkonkurrenz um ökonomisch 
attraktive Standorte sind zwar eine theoretisch mögliche Konsequenz der globalen Entgren-
zung ökonomischer Aktivitäten, empirische Untersuchungen zeigen aber keine klare Bestäti-
gung dieser Hypothese (Vogel 1997, Drezner 2001). 

Dynamiken der Globalisierung – wie der regulative Wettbewerb, aber auch die politisch-
institutionelle internationale Verflechtung - führen zu einer Globalisierung von Umweltpolitik 
selbst (Jänicke 1998). Empirisch beobachten lässt sich eine tendenzielle globale Konvergenz 
umweltbezogener Policy-Outputs auf hohem Niveau, die nicht das Ergebnis internationaler 
oder regionaler Verhandlungen ist (Kern, Jörgens und Jänicke 2000).  

Dem liegen Prozesse zugrunde, die sich mit Begriffen wie Policy-Transfer, Diffusion oder 
Lesson-Drawing beschreiben lassen1. Mit diesen sich z.T. überlappenden Konzepten wird 
letztlich die vergleichende Analyse nationalstaatlicher Politikergebnisse von ihrem engen Fo-
kus auf interne Determinanten befreit. Vielmehr wird davon ausgegangen, dass sich politische 
Entscheidungsträger, aber auch Interessengruppen und Nichtregierungsorganisationen in ihren 
Handlungen an denen ihrer Pendants in anderen Staaten orientieren. Nationalstaatliche Politik 
verliert nicht ihr Gewicht, aber sie wandelt ihr Gesicht. 

Das Anwachsen des Phänomens Politiktransfer, ob nun export- oder importseitig betrachtet, 
ist auf Globalisierungsprozesse zurückzuführen. So ist die Zunahme internationaler Kommu-
nikation eine Ursache dafür, dass sich neue Ideen und neues Wissen schneller verbreiten. 
Weltweite Kommunikation bietet Möglichkeiten zu Abkürzungen im Entscheidungsfindungs-
prozess, weil Ideen oder Lösungsansätze an anderen Orten vielleicht schon vorliegen (Rose 
1991). Wissenschaftler konstatieren seit Anfang der 80er Jahre einen steuerungspolitischen 
Paradigmenwechsel. Politisches Benchmarking – das Lernen durch Leistungsvergleiche - 
wird als neue Legitimationsquelle bei zunehmender Unsicherheit über Wirkungen politischer 
Reformen und dem Wegfall traditioneller Legitimationsquellen von der Politik entdeckt. 
„Best practices“ anderer Staaten liefern Begründungen für öffentliche Reformen im eigenen 
Land (Straßheim 2001; Bennett 1997). Dabei spielen internationale Organisationen wie O-
ECD, Weltbank, IWF oder UNO etc. eine aktive Rolle bei der Verbreitung von Politiken. 
Keinesfalls vernachlässigt werden darf die Rolle von transnational agierenden Netzwerken 
von NGO oder Interessengruppen ( Risse-Kappen 1995; Keck und Sikkink 1998, 1999). 

Dass sich politische Akteure Ideen, Programme, Politikziele und -instrumente von anderen 
Ländern „borgen“, sich durch diese inspirieren lassen oder diese einfach nur kopieren, ist eine 
kaum noch zu widerlegende Tatsache. Welche Mechanismen sich dahinter verbergen,  wo die 
Grenzen aber auch Möglichkeiten für Politiktransfer und die Verbreitung neuer innovativer 
Ansätze liegen, ist bisher wenig erforscht.  

                                                           
1  Vgl. u.a. Gray 1973, 1994; Majone 1991; Bennett 1991; Rose 1991; 1993; Dolowitz und Marsh 1996, 2000; Evans und 

Davies 1999, Kern 1998, 2000. 
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Policy-Transfer- und Diffusionsforschung sind dabei, diese Potenziale der Globalisierung 
aufzudecken. Dabei wird jedoch häufig außer Acht gelassen, dass zunehmende Interdepen-
denzen - ob nun funktional oder normativ-kulturell - auch Möglichkeiten bieten, Politiken in 
Länder zu exportieren, die unter Umständen gar keine Abnehmer der entsprechenden Politik 
sein wollen. Interdependenzen und zwar asymmetrische, die Machtpotenziale ungleich vertei-
len, führen dazu, dass „unfreiwillige“ Politikimporte einen Teil der konstatierten tendenziel-
len Konvergenz von Policy-Outputs ausmachen.  

Inwieweit Zwang bzw. der Einsatz von gewaltfreien Machtmitteln ein probates Mittel sind, 
umweltpolitische Innovationen global bzw. regional zu verbreiten, soll Gegenstand nachfol-
gender Diskussion sein.  

Als Beispiel zur Illustration der Argumentation dient der Transfer umweltpolitischer Politik-
ansätze und -instrumente der EU in die Beitrittsbewerberstaaten Mittel- und Osteuropas. Als 
Ergebnis des Studiums der Konsequenzen des Oktrois von Umweltpolitik in den EU-
Beitrittsbewerberstaaten (Tews 1999, 2000) drängte sich folgende Frage auf: Werden die Trä-
ger derartiger oktroyierter umweltpolitischer Transferprozesse ihr Ziel – die Verbesserung 
umweltpolitischer Steuerung und Problemlösung im transnationalen Kontext mittels des Me-
chanismus der Konditionierung anderer erwünschter Leistung erreichen? Sind möglicherwei-
se komplementäre Maßnahmen erforderlich, um die Zielerreichung zu gewährleisten?  

Hier wird die These aufgestellt, dass erzwungene Politikimporte tendenziell unvollständige 
Transfers darstellen, da die Idee/Intention, die jeglicher Politik unterliegt, nicht mittransferiert 
wird. Das kann Implementationsdefizite und Politikversagen verursachen. Es wird für eine 
stärkere Einbindung nichtstaatlicher Akteure in derartige Politiktransferprozesse, die sich 
durch starke Zwangselemente charakterisieren lassen, plädiert. Möglicherweise bietet gerade 
ihre „diskursive Macht“ eine Möglichkeit, Defizite unfreiwilliger Politikimporte, die insbe-
sondere in einer mangelhaften politisch relevanten Nachfrage nach umweltpolitischen Innova-
tionen bestehen, zu kompensieren. Internationale Organisationen, die intentional auf die 
Verbreitung umweltpolitischer Innovationen abzielen und dabei auch Machtmittel zum Ein-
satz bringen, können die Erfolgsaussichten derartiger Transfers dadurch erhöhen, dass sie die 
ihnen komplementären Handlungspotenziale nichtstaatlicher Akteure durch Ressourcentrans-
fers mobilisieren oder zu deren Herausbildung beitragen. 
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2 Die Politiktransferanalyse  

Unter Politiktransfer wird der Prozess verstanden, „... by which knowledge about policies, 
administrative arrangements, institutions and ideas in one political system (past or present) is 
used in the development of policies administrative arrangements, institutions and ideas in an-
other political system” (Dolowitz und Marsh 2000:5).  

Zwei in der Theorie anzutreffende Herangehensweisen an die Analyse des Politik-Transfer-
Prozesses lassen sich für die Fragestellung nutzbar machen:  

a. in Bezug auf Freiwilligkeit oder Zwang des Transfers (Dolowitz und Marsh 2000) 

b. in Bezug auf akteursspezifische Eignungen zum Transfer bestimmter Dimensionen von 
Politik (Stone 1999, 2000a). 

Dolowitz und Marsh lokalisierten Politiktransfer auf einem Kontinuum zwischen Freiwillig-
keit und Zwang (1996/2000). Freiwillige Transfer - hier beschrieben als Lesson-Drawing - 
treten auf, wenn Akteure mit einer Situation unzufrieden sind, ein Problem wahrnehmen und 
sich auf die aktive Suche nach Problemlösungen machen (Rose 1991: 10). Politiktransfer ist 
dabei eine „billige“ Variante, den Problemlösungsprozess abzukürzen. Das andere Ende des 
Kontinuum bildet der erzwungene Transfer, der jene Fälle betrifft, in denen internationale 
Organisationen „have been able to compel governments to adopt programs and policies a-
gainst their will.“ (Dolowitz und Marsh 2000:14)2 Sie schlagen anstelle dichotomer Einord-
nungen ein Kontinuum vor, weil der Prozess sowohl Elemente des freiwilligen wie des er-
zwungenen Transfers enthalten kann und sich Transfercharakteristika über die Zeit auch ver-
ändern können(15).  

Um einen konkreten Politiktransfer in diesem Kontinuum einordnen zu können, muss der 
Blick auf die Schlüsselakteure des Transfers gerichtet werden, weil unterschiedliche Akteure 
unterschiedliche Motivationen haben können (16). 

Als eine generelle Regel stellen Dolowitz und Marsh die These auf, dass politische Unter-
nehmer und Politiker, die nach neuen Ideen suchen, dies eher freiwillig tun. Wenn internatio-
nale Organisationen3 den Prozess in Gang setzen, werden im stärkerem Maße Elemente des 
Zwangs eine Rolle spielen (16). Diese können in Form von Anpassungsdruck an einen inter-
nationalen Trend auftreten oder aber - am äußersten Ende des Kontinuums - als direkter 
Oktroi. Letzteres ist eine Domäne internationaler Organisationen, deren Hilfe- oder sonstige 

                                                           
2  Dolowitz und Marsh sind in ihrer weiteren Argumentation nicht mehr bei dieser Darstellung geblieben, sondern haben 

andere Zwangselemente eingeführt, die m.E. fragwürdig erscheinen. Denn sie fassen soziale, politische und ökonomische 
Zwänge auch darunter, während freiwilliger Transfers in krisenfreien Zeiten stattfindet (17). Hier verwischt meines Er-
achtens der Unterschied. Denn wenn die Probleme nach deren Lösungen man im Raum sucht, nichts mit derartigen 
Zwängen zu tun haben, impliziert das ein eigenartig elitäres Verständnis von politischen Entscheidungsträgern. Denn 
dann werden soziale, ökonomische, politische Instabilitäten zu Störgrößen einer sonst möglichen problemlösungsorien-
tierten freiwilligen Suche nach „Lessons from elsewhere“. Die Einordnung derartiger politischer „Sachzwänge“ auf die-
sem Kontinuum scheint mir gerade auch angesichts ihrer eigenen Definition von freiwilligem und erzwungenem Transfer 
fraglich. 

3  Dolowitz und Marsh schränken diese generalisierende Regel jedoch insofern ein, als sie meinen, dass es auf die Art der 
Handlungen ankommt, die letztlich vollzogen werden. So können internationale Organisationen genauso freiwillige 
Transferprozesse fördern, indem sie Konferenzen organisieren bzw. Berichte zu speziellen Themen etc. verbreiten (16). 
Zur Rolle der OECD beispielsweise bei der Promotion freiwilliger Politiktransfer vgl. Marcussen 2001.  



4 Kerstin Tews: Politiktransfer 

Leistungen an die Erfüllung bestimmter Bedingungen geknüpft sind. Asymmetrische Macht-
beziehungen bieten Möglichkeiten über eine Mechanismus - Konditionierung - Politiken zu 
verbreiten. Beispielhaft sei hier nur die Praxis der Weltbank erwähnt, Entwicklungshilfekredi-
te an die Erstellung von Umweltplänen zu knüpfen (Jänicke, Jörgens und Koll 2001). Ein Bei-
spiel aus einem anderen Kontext, wo Politik-, insbesondere Rechtstransfer, in überwältigen-
dem Umfang über diesen Mechanismus verläuft, wäre die obligatorische Übernahme des Ac-
quis communautaire der EU durch die Beitrittsbewerberstaaten Ostmitteleuropas.  

Diane Stone, wie Dolowitz und Marsh eine Vertreterin der britischen Policy-Transfer-
Forschung, nimmt gleichfalls an, dass der Transfertyp u.a. durch die beteiligten Schlüsselak-
teure charakterisiert werden kann. Allerdings geht es ihr weniger um die Charakteristika 
Freiwilligkeit oder Zwang, sondern eher um die Frage der akteurspezifischen Eignung zur 
Vermittlung ganz bestimmter politischer Innovation. In Anlehnung an eine von Evans und 
Davies getroffene Unterscheidung von Transfergegenständen (1999: 382) stellt sie fest, dass: 
”… non-state actors may be better at... the ‘soft’ transfer of broad policy ideas. By contrast, 
officials are more likely to be involved in ‘hard’ transfer of policy practices and instru-
ments.”(Stone 1999: 55). Daran anknüpfend unterscheidet sie zwei voneinander verschiedene 
Modi von Transfer “governmental“ und „nongovernmental” (2000a: 45). 

Fügt man diese Ansätze zusammen, lassen sich interessante Schlüsse zu der - von der Politik-
transfer- und Diffusionsforschung bisher häufig vernachlässigten - Frage des Erfolgs oder 
Misserfolg der Politik (Dolowitz und Marsh 2000: 6) ziehen. 

Den Erfolg oder Misserfolg eines Transfers zu bewerten, ist nur aus einer ex-post Perspektive 
möglich. Um auch für aktuelle, noch ablaufende Transferprozesse eine Referenz zur poten-
ziellen Implementation herstellen zu können, kann eine Perspektive, die auf Motive der Ex-
porteure und Importeure fokussiert hilfreich sein. Tatsächlich liegt eine derartige zweiseitige 
Perspektive in der Literatur aber nicht vor, was sich insbesondere für die Untersuchung un-
freiwilligen Politiktransferprozesse als nachteilig auswirkt. 

Evans und Davies (1999), die sich um eine Schärfung des Policy-Transfer Konzeptes bemüht 
haben, rückten die Intentionalität des Transfer in den Mittelpunkt der Analyse. Sie definieren 
Policy-Transfer als handlungsorientierte intentionale Aktivität (366). Eine Untersuchung der 
Motive – d.h. der konkreten Intensionen der in den Transfer involvierten Akteure kann Auf-
schluss über Charakteristika des Transfers wie auch – und von dieser Möglichkeit wird hier 
ausgegangen – Aufschluss über Erfolgschancen des Transfer ex ante geben.  Auffällig an der 
Konzeption von Evans und Davies ist allerdings, dass Intentionalität nur auf die „Agents of 
Transfer“ angewandt wird: „... intent may be ascribed both to those who seek to borrow and 
those who seek to impose“(366). In Anbetracht der von ihnen selbst getroffenen Feststellung, 
dass eine Policy-Transfer-Analyse erst durch die Imlementationsanalyse vollständig (1999: 
376) ist, muss gerade bei „unfreiwilligen“ Politikimporten, die Intentionalität der Importeure 
in den Mittelpunkt gerückt werden. Genau dort soll die transferierte Politik implementiert 
werden. Die Intentionen der Akteure in den Übernehmerländern müssen nichts gemein haben 
mit der Politikinnovation, die Gegenstand des Transfer ist. 

Die Konzentration auf die Agents des Transfer, schließt unfreiwillige Politikimporteure sys-
tematisch aus und weist damit einen in der gesamten Policy-Transfer-Literatur auffälligen 
Bias zuungunsten erzwungener Politiktransfers auf (Stone 2000b: 4). 
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3 Der Zusammenhang zwischen Motiven des Transfer und 
Politikerfolg  

Richard Rose, einer der Pioniere der Transferforschung, definierte zwei Kriterien für eine ex 
ante Evaluation der Erfolgsaussichten freiwilliger Politikimporte: “Prospective evaluation is 
about technical feasibility, whereas elected politicians think in terms of political feasibili-
ty.”(1991:25) 

Eine solche Abschätzung muss also beide Dimensionen der Machbarkeit fremder Politikan-
sätze und – instrumente im importierenden Land untersuchen. Die Abschätzung der techni-
sche Machbarkeit berücksichtigt die Verfügbarkeit von Ressourcen und administrativer Kapa-
zitäten zur Implementation der transferierten Politik. Darüber hinaus sind administrativen 
Traditionen - die Pfadabhängigkeit politischer und administrativer Entwicklungen – zu beach-
ten, da diese als Selektionsfilter der Übernahme pfadfremder politischer Innovationen wirken 
(Krasner 1988, March und Olsen 1989, 1998, Pierson 2000, Knill und Lenschow 1998).  

Bei der Abschätzung der politischen Machbarkeit geht es im Wesentlichen um die Frage: Ist 
die Einführung dieser Politikinhalte und ihrer Wirkungen wünschbar? Diese Frage kann nur 
anhand der Abschätzung der Akzeptanz der politischen Maßnahme unter Eliten und der all-
gemeinen Öffentlichkeit beantwortet werden. Hier spielen Kriterien wie die Akteurskonstella-
tion, Elitenkonsens und gesellschaftliche Mehrheiten eine Rolle. 

Roses Argumentation basiert auf der Annahme, dass Transferprozesse freiwillige Lernprozes-
se sind, die durch die Herbeiführung von Lösungen für Problemsituationen motiviert sind.  

Allerdings muss es sich auch nicht bei jeder freiwilligen Übernahme einer Politik von an-
derswo notwendigerweise um Problemlösen4 handeln. „Copying an exemplar because an idea 
may be faddish or fashionable has been posited as a very plausible reason why issues come 
and go from policy agendas.“(Bennett 1997: 229).  

Die soziologische Beziehungsanalyse5 hat einige Begründungsmuster geliefert, warum Ver-
halten imitiert wird. Motive wie das „Schritthalten“, die Prestigeerlangung oder das „Dazuge-
hören“ werden insbesondere im Konzept des soziologischen Institutionalismus (Finnemore 
1996a, b; Meyer et al. 1997a, b, Schimmelfennig 1998) auch auf staatliches Verhalten im in-
ternationalen System übertragen. Policy-Bandwagoning (Ikenberry 1990) oder Mimetismus 
(DiMaggio und Powell 1991) sollen klar von problemlösungsorientiertem Lernen unterschie-
den werden, da verschiedene Grade des Policy-Transfer zu erwarten sind. 

Bei dieser Gruppe von Motiven scheint allein die Tatsache relevant zu sein, dass ein bestimm-
tes Land oder eine sogenannte „kritische Masse“ an Ländern diese Innovation eingeführt hat, 
so dass man es sich nicht leisten kann, nicht „mitzumachen“. Colin Bennett (1997:225f) ver-
mutet, dass der Verweis auf das erfolgreiche Praktizieren einer speziellen Politik anderswo in 
der einheimischen öffentlichen Debatte als Waffe, oder (externe) Legitimationsstütze instru-
mentalisiert sein kann. In Fällen, wo dieser Verweis auf den Erfolg der Politik im Zentrum der 

                                                           
4  Dies wurde in den Arbeiten von Rose außer Acht gelassen, der freiwillige Politiktransfers als „conclusions drawn from 

learning“ (Rose 1991:7), d.h. allein als problemlösungsorientierte Politikübernahmen konzipiert. 

5  Vgl. dazu Überlick in: Strang und Soule 1998: 274-276. 
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Konstruktion innerhalb der öffentlichen Debatte steht, deren Wirkung anderswo aber nicht 
detailliert analysiert und Unterschiede zum eigenen Handlungskontext nicht thematisiert wer-
den6, liegt nahe, dass „it is a sign that legitimation, rather than learning, may be the motiva-
ting force“(Henig u.a. 1988: 459 zitiert in: Bennett 1997:226). Hier zeigen sich deutliche Pa-
rallelen zu den Arbeiten der Soziologen Strang und Soule (1998:269), die die Frage aufwar-
fen, was denn vor der Übernahme beobachtet wurde. Das Praktizieren des Neuen oder dessen 
Konsequenzen? Eine solche Unterscheidung hat ihres Erachtens weitreichende Folgen für das 
Verständnis der Mikroprozesse, die dem Verbreitungsprozess dieser Innovation unterliegen 
(ebd.). Eine derartige deutungsanalytische Untersuchung der Motive für Politikübernahmen 
eröffnet einen tieferen Blick auf die Akteure und deren Interpretationen und Konstruktions-
leistungen. Eine Unterscheidung zwischen Imitation und Politik-Lernen im Raum wird erst so 
möglich – dies ist m. E. eine notwendige Vorrausetzung für Abschätzungen von Transferer-
folgen oder –misserfolgen. 

Die Suche nach Lösungen impliziert ein größeres Ausmaß an Wahrnehmung von spezifi-
schem Handlungsbedarf und Aktivität bei der Informationsbeschaffung. Für einen problemlö-
sungsorientierten Politiktransfer ist demnach nicht allein die Tatsache relevant, dass ein ande-
res Land eine politische Innovation eingeführt hat. Auch die Evaluation der Konsequenzen 
der Innovation dort sowie die adäquate Übertragung auf die Bedingungen im eigenen Land 
werden zu relevanten Bestandteilen eines solchen Politiktransfers. 

Tatsächlich scheint ein endogener Faktor im potenziellen Übernehmerland diesen höheren 
Aufwand an Informationsbeschaffung zu begünstigen: die Wahrnehmung eines Handlungsbe-
darf bzw. die Artikulation einer internen Nachfrage nach Wandel. 

Dolowitz und Marsh haben in Anlehnung an Rose (1991: 22) zwischen unterschiedlichen 
Tiefengraden des Transfers unterschieden (2000: 13). Als zentrales Unterscheidungskriterium 
ließe sich die unterschiedliche Höhe der Transaktionskosten für die Informationsbeschaffung 
interpretieren. Dies dürfte bei reiner Imitation, die zum vollständigen Kopieren der Innovation 
führt, wesentlich geringer sein als bei „anspruchsvolleren“ Formen des Transfers wie Synthe-
se oder Inspiration.  

Die Motive der Übernahme politischer Innovationen sind ein entscheidender Faktor dafür, 
welcher Transfergrad vorliegen wird. Sie sind gleichermaßen ein ausschlaggebender Faktor 
für Erfolg oder Misserfolg des Transfers. Dies wird deutlich durch eine Kombination mit der 
dritten im Aufsatz von Dolowitz und Marsh (2000) vorgenommene Typologisierung von 
Transferdimensionen. 

Nach Dolowitz und Marsh gibt es für das Fehlschlagen von Politiktransfers drei verschiedene 
Ursachen, die eng mit dem Ausmaß an Auseinandersetzung und Informationsbeschaffung 
über die politische Innovation verbunden sind: 

a. der Transfer kann unzureichend sein, d.h. es mangelt an Informationen über die tatsächli-
che Funktionsweise dieser Politik im Originalland; 

b. der Transfer kann unvollständig sein, d.h. entscheidende Elemente, die zum Erfolg dieser 
Politik im Originalland geführt haben, werden nicht transferiert und  

                                                           
6  Eine Gefahr, die durch die vermeinliche Neutralität (Ausblendung von Randbedingungen und Reformfolgen) ebenso 

beim politischen Benchmarking besteht (Straßheim 2001: 2).  
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c. der Transfer kann inadäquat sein, weil zu wenig Aufmerksamkeit auf die Kontextbedin-
gungen ökonomischer, sozialer und politischer Natur zwischen Ursprungs- und Überneh-
merland gelegt wurde (2000:17). 

Die Auseinandersetzung mit der Politikinnovation ist demnach Unterscheidungskriterium für 
verschiedene Grade des Transfers, aber auch für die Wahrscheinlichkeit des Fehlschlagens 
oder den Erfolg des Transfers.  

4 Erzwungener Transfer = unvollständiger Transfer? 

Diese eben vollzogene Argumentation macht es meines Erachtens auch möglich, einen Zu-
sammenhang zwischen den verschiedenen Typen des Transfer, die die jeweiligen Pole des 
Dolowitz-Marsh-Kontinuums ausmachen, und dem Erfolg oder Misserfolg der Politik herzu-
stellen. Es kann angenommen werden, dass freiwillige Übernahmen, die durch die aktive Su-
che nach Ideen und Lösungsansätzen motiviert sind, den Erfolg des Transfer eher begünsti-
gen, als Übernahmen, die de facto erzwungen sind.7  

Dagegen droht die Begründung einer Politikübernahme innerhalb der öffentlichen und politi-
schen Debatte als „take-it-or-leave-it“-Option (Bennett 1997), eine detaillierte Auseinander-
setzung mit der Politik hinfällig zu machen.  

Hier wird die These vertreten, dass unfreiwillige Politikimporte die tendenzielle Gefahr in 
sich bergen, dass der Transfer unvollständig bleibt. 

Der Blick auf Charakteristika dessen, was transferiert wird und welches die Schlüsselakteure 
sind, kann Aufschluss darüber geben. Zunächst bedeutet Politiktransfer, dass etwas, was in 
einem anderen Kontext zur Lösung bestimmter Probleme8 entwickelt wurde, ganz oder teil-
weise übernommen wird. D.h. es sind immer schon Lösungen – ob nun Instrumente, Instituti-
onen oder Praktiken, die je nach Bedarf evaluiert und den einheimischen Bedingungen ange-
passt werden, oder auch nicht.  

Zwang oder Oktroi zur Übernahme von politischen Lösungen von außen ist erst dann gege-
ben, wenn intern kein politisch relevanter Bedarf nach der Übernahme der Politikinnovation 
artikuliert wird. Denn es sind bekanntlich zwei Bedingungen, die den Zwangscharakter von 
Politiktransfers definieren. Einerseits die strukturelle Machtasymmetrie zwischen den inter-
agierenden politischen Einheiten, andererseits jedoch die Durchsetzung der Politik gegen den 

                                                           
7  Natürlich ist nicht allein die Tatsache, dass politische Entscheidungsträger aktiv nach neuen Ideen und Lösungen suchen, 

Garant erfolgreicher Implementation. So kann die Dringlichkeit der Suche nach Lösungen für ein Problem durchaus zu 
übereilten Lösungen führen („Siren Call“ vgl. Rose 1991), denen unzureichende Informationen oder Evaluationen der 
Konsequenzen der Anwendung dieser Innovation im eigenen Land zugrunde liegen. Auch nicht jeder Oktroi muss 
zwangsläufig im vollständigen Politikversagen enden. Möglicherweise werden dadurch Akteure im Land gestärkt, die 
aufgrund unzureichender Organisationsfähigkeit, unzureichender Ressourcen bzw. aufgrund einer niedrigen Responsibili-
tät der nationalen Regierung nicht in der Lage waren, die mit dem Oktroi durchgesetzte Innovation intern auf die politi-
sche Tagesordnung zu setzen. Mit der Institutionalisierung einer Politik von außen, werden deren Forderungen legitim. 
Andererseits kann auch bei Abwesenheit derartiger Akteure die Institutionalisierung einer Politik von außen zu Kapazi-
tätsbildungen führen, allein aufgrund der jeder Bürokratie eigenen Dynamik in der Sicherung des eigenen Aufgabenbe-
standes. 

8  „A programme is an instrument of public policy, because it is a necessary means of achieving policy intentions“(Rose 
1991:6). 
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Willen der gesellschaftlich legitimierten Machthaber im Übernehmerstaat. Das kann entschei-
dende Auswirkungen auf die Umsetzungschancen der importierten Politik haben. 

Je größer nun der Bedarf an der Leistung der internationalen Organisation ist, für deren Er-
langung der Import der umweltpolitischen Innovation Bedingung ist, umso wahrscheinlicher 
sind eilige Übernahmen, beispielsweise das Kopieren der vorliegenden fertigen Lösungen. 
Eine Auseinandersetzung über Ziele und Adäquatheit des Transfer kostet Zeit. Darüber hinaus 
sind die Schlüsselakteure in solchen Prozessen typischerweise die Regierungen der Überneh-
merstaaten, die ein interne Nachfrage nur über die Befriedigung einer anderen externen Nach-
frage zufrieden stellen können. Die Beteiligung gesellschaftlicher Akteure und Interessen-
gruppen während des Transferprozesses, insbesondere jener, die durch die Politik betroffen 
wären, würde zwar mögliche Implementationswiderstände minimieren, jedoch den Transfer-
prozess gefährlich verzögern. 

Da häufig jedoch die Bedingung für den Bezug der erwünschten Leistung nicht der Nachweis 
der Wirkung bzw. ein erfolgreicher Politiktransfer ist, sondern der Nachweis der Existenz der 
Innovation, dürften die Transaktionskosten jeglicher Informationsbeschaffung, die über die 
„Vorlage“ hinausgehen, als zu hoch wahrgenommen werden9. 

Die relative optionslose Übernahme der Politik dürfte dabei das Kernproblem oktroyierter 
Transferprozesse sein. Denn es ist ein Problemlösungsmuster zu übernehmen, ohne dass eine 
Auseinandersetzung mit dem Problem selbst erfolgen muss. Entscheidende Phasen des Poli-
cy-Zyklus – von der Problemwahrnnehmung bis zum Agenda-Setting - werden damit von 
externen Akteuren dominiert. Politik jedoch ist - sofern sie intentional auf die Verbesserung 
eines status quo gerichtet ist -, immer Ergebnis vorangegangener Deutungskämpfe um Prob-
lem- und Zieldefinitionen. Wenn die Übernahme der Politik zur „take-it-or-leave-it“-Option 
wird, muss die Steuerungsabsicht, die Idee hinter der Politik nicht bekannt sein. Schlimmsten-
falls kann sie sogar abgelehnt werden, sie spielt keine Rolle für die Übernahme der Innovation 
– für den Erfolg allerdings schon.  

Die erforderliche Bereitschaft, die Politik auch umzusetzen, muss gerade dann besonders ins 
Blickfeld der Analyse rücken, wenn es sich um Politikinnovationen mit erheblicher Wir-
kungstiefe, d.h. u.a. mit potenziellen Verteilungskonflikten und einem erhebliche Bedarf an 
Ressourcen handelt. Eine breit geteilte Wünschbarkeit der Zielzustände, die mit der transfe-
rierten Politik erreicht werden sollen, wäre eine Grundbedingung für die Bereitschaft, die er-
forderlichen Kosten der Umsetzung zu tragen.  

Die Bedeutung geteilter Wünschbarkeitsvorstellungen ist von der Politikwissenschaft durch-
aus realisiert worden10. Diese lassen sich nicht durch externe Akteure oktroyieren. Relevant 
sind die dominanten Deutungen und die Konstruktion des Themas in der nationalen politi-
schen und/oder öffentlichen Debatte im potenziellen Übernehmerland. Die Wahrnehmung 
eines Bedarfs nach neuen Lösungen, Ideen oder Strategien und dessen Artikulation ist eine 
zentrale Bedingung für Politikwandel. Denn wenn - wie die wissenspolitologische Richtung 

                                                           
9  Dies trifft auf den Fall der EU-Osterweiterung nicht in dieser Stringenz zu, da die Implementation trotz eingeräumter 

Übergangsphasen – zur Beitrittsbedingungen gehört. In anderen Fällen erzwungener Einführung von Umweltpolitik, wie 
beispielsweise bei der Etablierung nationaler Umweltplänen als Vorbedingung zur Krediterteilung durch die Weltbank 
scheint dieses Argument jedoch durchaus plausibel. 

10  Vgl. u.a. Majone 1993; Saretzki 1996; Barthe/Brand 1996; Sabatier 1993; Rose 1991. 
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der Policy-Analyse (Nullmeier 1993) betont – jeglichem Policy-Wandel ein Deutungswandel 
vorausgeht, sind die Chancen dafür bei oktroyiertem Transfer ungleich schlechter als bei ei-
nem freiwilligen Import von Politiken. Policy-Lernen, bei dem neues Wissen in eine Erweite-
rung kognitiver Handlungsoptionen und eine Neuinterpretation von Interessen transformiert 
wird, ist nicht über den Mechanismus „Konditionalisierung“ – letztlich eine Form des Kom-
munikationsmodus11 „Bargaining“ - zu erreichen. 

Ein anderer Kommunikationsmodus scheint hier erforderlich zu sein: Diskurs. Diskurs ist 
Kommunikation, bei der Überzeugungen vermittelt werden sollen. Die Bedeutung der Phase 
der „Überzeugung“ für den Innovationsentscheidungsprozess hat bereits Rogers 1962 in sei-
nem wegweisendem Buch zur Diffusion von Innovationen hervorgehoben (1995: 167-171). 
Auch neuere politikwissenschaftliche Ansätze verweisen auf die Bedeutung des Diskurses bei 
der Politikentstehung (Barthe/Brand 1996, Glasbergen 1996; Risse 2000, Fiorino 2001) und 
für die Auseinandersetzung um Entwicklungsleitbilder (Jachtenfuchs 1996). Politik ist dem-
nach nicht allein das Resultat von Sachzwängen, sondern entscheidend mitbestimmt durch die 
kognitive Verfügbarkeit von Handlungsoptionen  - kurz Weltbilder oder Ideen.  

Ideen werden von Akteuren in den Policy-Prozess eingebracht. Geltung können sie nur auf 
diskursive Weise erlangen. Somit kann Politik als geronnenes Resultat von Policy-Diskursen 
verstanden werden, in denen ein Prozess des wechselseitigen Überzeugens zu geteilten Prob-
lem- und Machbarkeitswahrnehmungen führt. 

Gerade die Defizite der hierarchischen Steuerung waren es, die zu diesen neuen theoretischen 
aber auch praktischen Ansätzen führten. Der oktroyierte Transfer von Politik ist in seinen 
Konsequenzen letztlich vergleichbar mit der hierarchischen staatlichen Steuerung: Das Wi-
derstreben die Adressaten endet nicht selten in Politikversagen.12 Tatsächlich ist beim oktroy-
ierten Transfer von Politik eine gesamte Gesellschaft Adressat. Die Umsetzung der Steue-
rungsabsicht, die den Agents (Exporteuren) derartigen Politiktransfer unterstellt werden darf, 
hängt demnach vom internen Anspruchsniveau im Übernehmerland gegenüber dem Ziel der 
transferierten Politik ab. In Demokratien kann man davon ausgehen, dass dieses Anspruchsni-
veau durch Mehrheiten definiert wird. Die Frage, die sich internationale Transferinstitutionen 
stellen müssen, ist, ob ein konditionierter Transfer – der entweder die Öffentlichkeit im Über-
nehmerland unbemerkt passiert, oder ihr aufgrund der induzierten Härten von der Regierung 
als nicht selbst zu verantworten präsentiert wird – das nationale Anspruchsniveau im Sinne 
der Steuerungsabsicht beeinflussen kann.  

Da, wie hier argumentiert wurde, die Idee hinter der Politik durch einen top-down forcierten 
Policy-Transfer nicht mitgeliefert wird, bleibt der Transfer in einem zentralen Bestandteil 
unvollständig, was zu Implementationsdefiziten und Politikversagen führen kann.  

Bevor mögliche Auswege aus diesen m.E. jeglichem erzwungenen Politiktransfer inhärenten 
Defiziten aufgezeigt werden, soll am Beispiel der umweltpolitischen Dimension der EU-
Osterweiterung die Relevanz der vorliegenden Argumentation exemplarisch verdeutlicht wer-
den. 

                                                           
11  Zur Unterscheidung der Kommunikationsmodi „Verhandeln und „Argumentieren“ siehe Saretzki 1996. 

12  Vgl. u.a. die Arbeiten von Mayntz 1987/1993/1995 und Uebersohn 1990. 
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5 EU-Osterweiterung - Umweltpolitik per Oktroi?13 

Die Vorbereitung auf eine Mitgliedschaft in der EU besteht u.a. in einem gigantischen Trans-
fer von Recht – die Verpflichtung zu Übernahme des Acquis communautaire. Entzieht sich 
dieser Prozess politikwissenschaftlicher Untersuchungen? Keinesfalls. Denn dieser Prozess 
verfolgt ein Ziel, an dem die Adäquatheit der Vorbereitungsstrategie der EU gemessen wer-
den kann. Übersetzt in die Terminologie der Policy-Transfer-Forschung lässt sich am Beispiel 
der Osterweiterungsstrategie der EU durchaus der Zusammenhang zwischen Transfertyp und 
potenziellen Erfolg oder Misserfolg des Transfers erörtern. Thematisiert werden können dem-
nach folgende Fragen: Was ist das Ziel des Transfers? Welche Problemstruktur unterliegt 
diesem Ziel? Was sind die Charakteristika der Strategie und passen Ziel und Strategie zuein-
ander? Dies soll im Folgenden am Beispiel der umweltpolitischen Vorbereitung der Beitritts-
bewerberstaaten exemplarisch dargestellt werden. Ich konzentriere mich entsprechend der 
vorangegangenen Argumentation im stärkeren Maße auf die Frage der politischen Machbar-
keit des Transfers als Kriterium für einer Erfolgsabschätzung, weniger auf die nicht minder 
relevante Frage der technischen Machbarkeit14.  

Das Ziel der umweltpolitischen Erweiterungsstrategie der EU ist die Gewährleistung zukünf-
tiger umweltpolitischer Entwicklung in einer erweiterten Europäischen Union.15  

Die Strategie die durch die EU angewandt wird, lässt sich als Oktroi von Umweltpolitik (bes-
ser Umweltrecht) in den Kandidatenländern charakterisieren. Sie haben den umweltpoliti-
schen Acquis vor dem Beitrittstermin in nationales Recht zu übertragen und zu implementie-
ren. In der Terminologie des Dolowitz-Marsh-Modells (1996/2000) handelt es sich um einen 
Transfertyp, der sich am durch starke Zwangselemente zu charakterisierenden Ende des Kon-
tinuums befindet. 

Zwang als der Schlüsselmechanismus – oder freundlicher formuliert: Konditionalität – ent-
spricht letztlich der Logik der Situation. Genauer: der Logik des europäischen Binnenmarktes. 
Diese erfordert die Anpassung marktrelevanter Umweltstandards, um dessen Funktionieren 
auch nach dem Beitritt neuer Mitglieder zu gewährleisten.16 

                                                           
13  Für eine ausführliche Darstellung der hier nur skizzierten Argumentation siehe Tews 1999 und 2000. 

14  Vgl. die umfangreichen Analysen zu dieser Dimension in: Hohmeyer u.a. 2001. 

15  „Die Übernahme des umweltrechtlichen Besitzstandes ist nicht das Endziel, weder für die Kandidatenländer, noch für die 
Europäische Union. Die volle Integration der Dimension ‚Umwelt und nachhaltige Entwicklung’ in alle wichtigen Poli-
tikbereiche bleibt eine große und dringende Herausforderung für die Europäische Union als Ganzes. Der Erweiterungs-
prozess ist in dieser breiteren Perspektive zu sehen und sollte so gestaltet werden, dass er Europa dem Ziel einer echten 
und nachhaltigen Entwicklung näher bringt.“(KOM (1998) 294 endg.:19).Tatsächlich jedoch hat die EU zwei Ziele defi-
niert. Einerseits die Sicherung der Funktionsweise des EU-Binnenmarktes, in dem abweichende Produktstandards zu 
Handelshemmnissen und Niveauunterschiede bei produktions- und standortbezogener Regulierung zu Wettbewerbsver-
zerrungen führen, daher harmonisiert werden müssen und andererseits die breitere Definition der Weiterentwicklung des 
EU-Umweltpolitik. Nur letzteres soll hier thematisiert werden. Eine detailliertere Auseinandersetzung zu diesen in ihren 
Problemstrukturen voneinander abweichenden Zieldefinitionen wurde an andere Stelle bereits vorgenommen. Vgl. Tews 
2000: 86-91. 

16  Letztlich ist alle Umweltpolitik der EU in direkter oder indirekter Weise binnenmarktrelevant, weil sie entweder notwen-
dig für den freien Warenverkehr ist oder aber relevante Standortbedingungen des mobilen Kapitals beeinflusst. Dies 
macht den Prozess der EU-Osterweiterung auch so unterschiedlich im Vergleich zur Süderweiterung der EU, bei der es 
sich zwar ebenfalls um die Integration sogenannter umweltpolitischer Laggards handelte, der Binnenmarkt jedoch noch 
nicht vollendet war (Vgl. Tews 1999: 104).  
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Hier wird angenommen, dass ein derartiger erzwungener Transfer von Umweltpolitik, erstens, 
ihre Implementation in den Kandidatenstaaten fragwürdig macht und, zweitens, das breitere 
Ziel der EU zu verfehlen droht. 

Mit der EU-Zieldefinition der umweltpolitischen Erweiterungsstrategie ergibt sich die Frage, 
wie Umweltpolitik in einem institutionellen Gefüge, wie es die EU ist, entwickelt wird. Das 
betrifft die Diskussion von Entscheidungsfindungen in einem Mehrebenensystem ohne zentra-
le Steuerungsinstanz.17 Europäische Entscheidungsfindungen sind daher notwendigerweise 
immer rückgebunden an nationale Interessenkonstruktionen und Wahrnehmungen des 
Wünsch- und Machbaren. Dieser Logik der Entscheidungsfindung in Mehrebenensystemen 
(Putnam 1988; Zangl 1994) zufolge ist die Sicherung der umweltpolitischen Handlungskapa-
zität der EU zunächst eine Frage der dominanten Problemwahrnehmungen und Definitionen 
von umweltpolitischem Handlungsbedarf auf der sozietalen Ebene der potenziellen neuen 
Mitgliedstaaten. Genau dieser nämlich sind die am europäischen Verhandlungstisch agieren-
den und verhandelnden nationalen Vertreter rechenschaftspflichtig. 

Damit wird es zu einer zentralen Herausforderung der EU, Prozesse der umweltpolitischen 
Willensbildung und Interessenkonstruktion in einer dem Ziel adäquaten Weise zu beeinflus-
sen. 

Was im Einzelfall eine adäquate Interessenkonstruktion ist, lässt sich nicht a priori vorhersa-
gen und soll hier auch gar nicht thematisiert werden. Lerntheoretische und deutungsanalyti-
sche Ansätze in der Policy-Forschung haben aber darauf hingewiesen, dass geteilte Problem-
wahrnehmungen und Entwicklungsleitbilder das Finden von Lösungen zu strittigen Themen 
unterstützen können (Barthe und Brand 1996: 84). Dies kann als eine der Erfolgsbedingungen 
umweltpolitischer Entscheidungsfindungen in nicht-hierarchischen Verhandlungskontexten – 
wie es in der EU der Fall ist – gewertet werden.  

Für die Kandidatenstaaten stellt die umweltpolitische Vorbereitung auf den Beitritt eine ein-
seitige Verpflichtung zur Übernahme ein komplexen legislativen Apparats dar, der in einem 
fremden Kontext seit Jahrzehnten entwickelt worden war.  

Dies hat zweierlei Wirkungen in den Kandidatenstaaten zur Folge. Einerseits kann von einer 
exzessiven Überforderung ausgegangen werden, die sich am deutlichsten in den Kosten für 
diese Übernahme ausdrücken lässt18.  

Aus der vorliegenden Perspektive ist jedoch nicht der Kostenaspekt allein entscheidend, ob-
wohl er sowohl seitens der EU19 als auch der Kandidatenstaaten in den Mittelpunkt gerückt 
wird. Hier soll der Fokus auf die zweite Konsequenz der alternativlosen Pflicht zur Übernah-
me des Acquis gerichtet werden: Unterforderung. Akteure der Kandidatenstaaten haben an der 
Entstehung dieses Rechts keinen Anteil gehabt. Wenn Recht ein Instrument der Politik ist, 

                                                           
17  Ausführlicher vgl. Scharpf 1996; Jachtenfuchs und Kohler-Koch 1996. 

18  Konkrete aktuelle Kostenschätzungen liegen für die Gesamtheit der Beitrittskandidatenstaaten nicht vor. Ein PHARE-
Strategie-Papier aus dem Jahre 1997 schätzt diese auf 108-121 Mrd. Euro (PHARE Strategy Paper 1997: 6). Kosten für 
die Transposition und Implementation des umweltpolitischen Acquis in Polen werden auf bis zu 30,5 Mrd. Euro ge-
schätzt (Komitet Integracji Europejskiej 2000:4). 

19  Der Thematisierung der Anpassungskosten als wesentliche Schwierigkeit der Übernahme des umweltpolitischen Acquis 
ist jüngst eine Thematisierung des Nutzens der Übernahme für die Beitrittsbewerberstaaten gegenübergestellt worden. 
Die im Auftrag der EU-Kommission erstellte Studie verfolgt das Ziel der - möglicherweise als kontraproduktiv erkannten 
- Übergewichtung des Kostenaspekts in der Erweiterungsdebatte entgegenzuwirken (Vgl. ECOTEC 2001: i).  
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hinter dem sich Steuerungslogiken, d.h. Ideen verbergen, dann ist einer Auseinandersetzung 
mit dieser Steuerungsabsicht Vorbedingung für dessen adäquate Anwendung20. Die Berück-
sichtigung des kognitiven Aspekts des Transfers, oder wie Stone es ausdrückt: „...the intellec-
tual matter that underpins policies“ (2000a: 47), hat erhebliche Implikationen für Tiefe, Voll-
ständigkeit und Outcome des Policy-Transfer.  

Die Tatsache jedoch, dass dieses Recht übernommen werden muss, birgt in sich die Gefahr, 
dass eine derartige Auseinandersetzung mit der Idee und Steuerungsabsicht nicht erfolgen 
muss. Rechtsanpassung ist eine fundamentales Erfordernis des Beitritts, an dem die Kandida-
tenstaaten eine großes ökonomisches und politisches Interesse21 haben. Die Übernahme des 
Umweltrechtes wird so zur Erfüllung einer Beitrittspflicht, sie wird jedoch nicht als ein Mittel 
zur Verbesserung umweltpolitischen Problemmanagements wahrgenommen. Damit droht der 
Transfer unvollständig in dem Sinne zu werden, dass relevante Elemente der Politik – hier die 
Idee dahinter -, nicht transferiert werden. „Lessons are imposed on client countries but learn-
ing may not be the outcome.“(Stone 2000b: 8) 

Die Auseinandersetzung mit den zugrundeliegenden Problemen, die die Ursache der politi-
schen Entscheidungen (EU-Direktiven) waren, scheint jedoch unerlässlich aufgrund der not-
wendigen nationalen Allokation der erforderlichen Ressourcen zur Implementation des um-
weltpolitischen Acquis. Diese wird nun nicht nur durch das Objekt des Transfers – Recht - als 
fertige Lösung -, sondern auch durch den engen Zeitrahmen und die Alternativlosigkeit der 
Übernahme unterminiert. Breiter Diskurs unter Einbezug von Öffentlichkeit über das, was zu 
übernehmen ist, wird fragwürdig, da zu erwartender Widerspruch bzw. andere Lösungsvor-
stellungen den Anpassungsprozess nur verzögern würden, Zustimmung zur Übernahme der 
EU-Direktiven jedoch die ausschließliche Option ist. 

Der Anpassungsprozess wird durch Ministerialbeamte, Rechtsexperten und höhere Verwal-
tungsakteure in Kooperation mit ebensolchen Experten aus der Brüssler Kommission sowie 
Experten aus den mitgliedstaatlichen Verwaltungen vollzogen. Die Vorbereitung der 
Transposition wie auch der Implementation in den Bewerberstaaten erfolgt aus Effizienz-
gründen aufs äußerste fragmentiert. Diese Art von Transfer transportiert nicht den sektorüber-
greifenden ganzheitlichen programmatischen Ansatz europäischer Umweltpolitik22.  

Tatsächlich muss die Frage in die Debatte geworfen werden, ob durch einen derartigen Trans-
fer von Umweltpolitik zugleich die gesellschaftliche Bereitschaft und der politische Wille 
erzeugt werden können, die Kosten für die Implementation zu tragen? Diese tragen eben nicht 
die unmittelbar in die Prozesse involvierten Experten aus Politik, Jurisprudenz und Verwal-

                                                           
20  Berücksichtigt man die lange Entstehungsgeschichte des umweltpolitischen Acquis der EU und seine inkrementelle 

Natur, offenbart der erzwungene Transfer eines solchen Regelwerkes ein gewisses Paradoxon an sich: „...the EU has to 
facilitate the creation of the same sort of environmental problems ... as wittnessed in existing member states so as to justi-
fy the ‚solutions’ it wishes to impose.“ (Fagin und Jehlicka 2001:15). 

21  Dass der Beitritt osteuropäischer Länder ökonomischen und politischen Motiven folgt und nicht umweltpolitischen gilt in 
gleicher Weise für die Europäische Union (Carius, Homeyer und Bär 1999: 64), was u.a. auch die Positionierung der öko-
logischen Kondition im Gefüge aller Beitrittsbedingungen durch die EU, wie auch die Wahrnehmung derselben in den 
Beitrittsbewerberstaaten nicht unerheblich beeinflusst.  

22  Dies wurde von Stanislaw Wajda, dem Rechtsberater im polnischen Umweltministerium für den polnischen legislativen 
Anpassungsprozess, bestätigt: „Dieses bruchstückhafte Herangehen an die Umweltregulierungen,..., erschwert es sehr 
und verhindert geradezu die Durchsetzung bestimmter Gemeinschaftslösungen von eher allgemeinem Charakter, wie z.B. 
die Beteiligung der Öffentlichkeit an Entscheidungsprozessen oder den integrierten Umweltschutz. Der sektorbezogene 
Ansatz gefährdet darüber hinaus die Kohärenz des Umweltrechts.“ (Wajda 1996: 11) [eigene Übersetzung] 
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tung – die ohne Zweifel in vielfältiger Weise Prozessen ausgesetzt sind, in denen wechselsei-
tiges Lernen stattfindet. Die Kosten müssen von gewählten Offiziellen vor der nationalen Öf-
fentlichkeit verantwortet und begründet werden. Darüber hinaus müssen diese Kosten für die 
Umweltpolitikübernahme gegen konkurrierenden Verwendungsvorstellungen der knappen 
Ressourcen durch anderer Ministerien, mit anderen Prioritäten, verteidigt werden. D.h. die 
Bereitschaft die durchaus hohen Kosten zu tragen, die eine adäquate Übernahme der EU-
Umweltpolitik impliziert, ist von einer breit geteilten nationalen Nachfrage nach entsprechen-
den politischen Handlungen abhängig23.  

Umweltpolitik ist in kaum einem der Beitrittskandidatenstaaten eine Priorität. Die nationale 
Nachfrage nach Umweltpolitik in den ost- und mitteleuropäischen Beitrittsbewerberstaaten ist 
einerseits durch die „ökologischen Gratiseffekte“ ökonomischer Rezession gesunken, ande-
rerseits hat das Thema durch die politische Transformation seinen instrumentellen Charakter 
als Waffe gegen das kommunistische Regime verloren (Hicks 1996) und, zum Dritten, ver-
schwand es von der politischen Agenda aufgrund der ökonomischen und sozialen Härten der 
wirtschaftlichen Umgestaltungsprozesse. So ist es z.T. allein der „ökologischen Kondition“ 
für den EU-Beitritt zu danken, dass es nicht ganz aus dem Spektrum politisch-administrativer 
Aufmerksamkeit verschwand. 

In den Beitrittsbewerberstaaten, insbesondere in den fortgeschrittenen, ist zwar die Existenz 
eines umfassenden und anspruchsvollen Umweltprogramms durchaus nachweisbar. Aber die 
Kluft zwischen dem, was auf dem Papier steht, und dem, was tatsächlich implementiert wird, 
ist tief. Obwohl die EU seit dem Beginn der intensivierten Heranführungsstrategie nun ver-
stärkt einen Blick auf die nicht direkt binnenmarktbezogenen Aspekte des umweltpolitischen 
Acquis sowie auf die Implementation des Acquis legt, bleibt die Gefahr, die eine polnisches 
unabhängiges Umweltforschungsinstitut folgendermaßen ausdrückt: „So wie es eine [polni-
sche] staatliche Umweltpolitik gibt, die nicht realisiert ist, so wird es unrealisierte EU-
Direktiven geben, die den Umweltschutz betreffen.“(IRE 1997: 51 [Eigene Übersetzung]). 

Offensichtlich kann eine Strategie des erzwungenen Transfer von Umweltpolitik die für deren 
Umsetzung notwendige Bereitschaft zur Auseinandersetzung, verstärkten Problemwahrneh-
mung und umweltpolitischen Handlungswillen nicht auslösen.  

Dies dürfte nicht allein im Kontext der Osterweiterung der EU der Fall sein, sondern ein ge-
nerelles Zeichen von Politikimporten, die auf einer Art Zwang beruhen. 

Schlussfolgernd daraus, erfordern demnach Umweltpolitiktransfer, die importseitig nicht 
umweltpolitisch motiviert sind, den Einsatz komplementärer Elemente, die die Exporteure der 
Politik in ihre Strategie integrieren sollten. 

                                                           
23  Relativ hilflos wirken daher Versuche der Kommission, diese Nachfrage in den Beitrittsbewerberstaaten zu einer schein-

bar objektiven Größe zu machen: „Bei den Investitionen im Umweltbereich, die zur Übernahme des Besitzstandes erfor-
derlich sind, handelt es sich zum größten Teil um Investitionen, die sich für die betreffenden Länder auch unabhängig 
vom Erweiterungsprozess als notwendig erwiesen hätten.“(KOM 1998 294 endg.:8). Dies mag Sicht der Kommission 
sein, aber wie die Regierungen nationale Mittel verteilen, ist - trotz Beitrittspflichten – auch eine Frage national zu legi-
timierender Prioritäten. 
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6 Das „missing link“ – Zur Bedeutung gesellschaftlicher Akteure  
im Policy-Transfer-Prozess 

Der Transfer von Ideen basiert auf einem speziellen Kommunikationsmodus. Diskurs mit dem 
Ziel der Überzeugung. Dies ist der dominante modus operandi spezieller und eben nichtstaat-
licher Akteure, die zwar in ihrem direkten Einfluss auf den Politikprozess starken Restriktio-
nen unterliegen, deren Kapazitäten jedoch denen politischer  Entscheidungsträger komple-
mentär gegenüberstehen (Tews 1999: 27-32; Stone 2000b: 13) Gerade in der Komplementari-
tät der Kapazitäten von staatlichen und nichtstaatlichen Akteuren, die sich als spezifische Be-
fähigungen für den Transfer unterschiedlicher „Objekte“ betrachten lassen, liegt auch die 
Chance, Defizite erzwungener Transfers – die sich insbesondere im Fehlen des kognitiven 
Unterbaus von Politik niederschlagen – aufzufangen.  

Staatliche und nichtsstaatliche Akteure unterscheiden sich in Bezug auf die ihnen zur Verfü-
gung stehenden Ressourcen und Restriktionen der Einflussnahme (Dolowitz und Marsh 2000, 
Stone 2000a), ihrer Kapazitäten in Bezug auf den Transfergegenstand (Hey und Brendle 
1994, Keck und Sikkink 1999, Stone 1999, 2000a) und ihrer relativen Bedeutung in verschie-
denen Phasen des Policy-Zyklus (Stone 2000a: 51) oder des Diffusionsprozesses (Finnemore 
und Sikkink 1998: 895ff). 

Politische Entscheidungsträger begeben sich auf die Suche nach neuem Wissen bei Vorliegen 
von Unzufriedenheit, d.h. wenn herkömmliche Routinen eine zufriedenstellendes Verhältnis 
zwischen Anspruch und Leistung einer Politik nicht mehr gewährleisten (Rose 1991:10). Sie 
gehen dabei effektiv vor, d.h. sie suchen nach kurzen Wegen, ihr Suchen ist instrumentell. Sie 
haben weder Zeit noch ausreichend Wissen, um als „maximizers“ zu agieren, die kontinuier-
lich nach der idealen Politik suchen (13). Damit sich neue Ideen im Policy-Prozess nieder-
schlagen können, ist es demnach unabdingbar, eine derartige Unzufriedenheit zu kreieren.  

Da politische Entscheidungsträger unter politischen Restriktionen, vor allem der Machterhal-
tungsrestriktion agieren, lässt sich Unzufriedenheit über eine Beeinflussung des gesellschaft-
lichen Anspruchsniveaus kreieren. Hier liegt die prominente Rolle nichtsstaatlicher Akteure – 
einerseits in der Produktion von neuem Wissen und vor allem in der Verbreitung dieses Wis-
sens und normativer Handlungsorientierungen. Denn Wissen wird solange nicht handlungsre-
levant, wie es nicht Geltung erlangt. Es sind siegreiche Deutungen über Wirklichkeitszusam-
menhänge (Nullmeier 1993), nicht wissenschaftliche Ergebnisse an sich, die ja bekanntlich in 
einer Vielzahl und Widersprüchlichkeit existieren.  

Nichtstaatliche Akteure, seien es nun Think Tanks (Stone 2000), epistemic communities 
(Haas 1992) o.a., die Wissen produzieren, in Kombination mit gesellschaftlichen Akteuren, 
die als Advokaten der „ökologischen Frage“ agieren, indem sie Wissen als legitimatorischen 
Unterbau ihrer Aktivitäten verwenden, um Mehrheiten zu überzeugen, können einen ent-
scheidenden Beitrag zur Zielereichung diktierter Politiktransfer leisten.  

Theoriekonstrukte wie das der „Advocacy Coalition“ (Sabatier) oder der „Transnational Ad-
vocacy Networks“ (Keck und Sikkink 1999) akzentuieren geteilte Grundüberzeugungen (be-
lief system) als die Basis politischen Handelns. „Advocacy captures what is unique about 
these transnational actors – they are organized to promote causes, principled ideas and norms, 
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and often involve individuals advocating policy change that cannot be easily linked to their 
‘interests’”(Keck und Sikkink 1999: 91). Mit dem “argumentative turn” (Fisher und Forrester 
1993) in der Policy Analyse, d.h. der Integration kognitiver Prozesse, die zur Interessenkon-
struktion beitragen und politisches Handeln damit mitbestimmen, ist auch die Rolle dieser 
kollektiven, aber nichtstaatlichen Akteure stärker in die Untersuchung nationaler wie auch 
internationaler Politikprozesse einbezogen worden (Risse 2000:33).  

Nichtsstaatliche Akteure verfügen nicht über Macht im traditionellen Sinne (Stone 2000a: 50; 
Keck und Sikkink 1999: 95). Sie erscheinen diesbezüglich im Vergleich zu Staaten oder in-
ternationalen Organisationen schwach. Sie operieren nicht nur national sondern auch interna-
tional nach einem anderen Modus als Politiker. Politische Entscheidungsträger unterliegen in 
ihren Handlungen starken Restriktionen, von knappen Informationen, Wissen bis hin zur er-
forderlichen Legitimierung ihrer Entscheidungen. Die politische Restriktion kann nur insofern 
gelockert werden, wenn auf die öffentliche Meinung in einer Art eingewirkt wird, dass sie 
neues Denken aufnimmt (Majone 1993: 109). Das können staatliche Akteure allein nicht leis-
ten. Nichtsstaatliche Akteure unterliegen dagegen keinen vergleichbaren Zeit- und Machter-
haltungsrestriktionen. Sie können ebenso wie staatliche Akteure international in Netzwerken 
organisiert sein, im Gegensatz zu diesen sind sie jedoch nicht an nationale Interessenkonstruk-
tionen, administrative Traditionen u.a. politische Restriktionen gebunden (Stone 2000a:60). 
Damit ist ihr Potenzial, Wissen und Ideen zu transportieren, ungleich größer, als das staatli-
chen Akteure. Ihr Feld ist der Diskurs, wechselseitiges Lernen und Überzeugen (Keck und 
Sikkink 1999, Stone 2000a, Risse 2000). Diese diskursive Macht ist der institutionellen 
Macht politischer Entscheidungsträger komplementär. Sie liegt in der Entwicklung und dem 
Angebot von Deutungsalternativen und Weltbilder (cognitive frames) und darauf basierender 
Problemdefinitionen und Handlungsoptionen (Keck und Sikkink 1999: 95f; Stone 2000a: 58, 
Chayes, Handler Chayes und Mitchell 1998: 59). Ihre Rolle liegt nicht darin den „... Output 
des ökonomischen und politischen Systems selbst zu übernehmen, sondern [sie können] ledig-
lich zum Input beitragen. Ihre prominenteste Aufgabe wird dabei ein kompetenter Beitrag zur 
Ökologisierung der Spielregeln für Markt- und Staatshandeln sein“ (Hey und Brendle 1994: 
655). 

Wenn das Kernproblem unfreiwilliger Politikimporte in einer mangelnden nationalen Nach-
frage nach diesem Import besteht, lässt sich möglicherweise diese diskursive Macht nicht-
staatlicher Akteure durch die Exporteure nutzen, um die Erfolgsaussichten des Transfers zu 
maximieren. Den eine relevante Nachfrage nach politischen Handlungen lässt sich nur auf 
diskursivem Wege und nur auf der legitimatorisch relevanten nationalen Ebene der importie-
renden Staaten erreichen. Dies kann direkt über mobilisierende bzw. kapazitätsbildende Res-
sourcentransfer an nichtstaatliche Akteure oder indirekt über die Förderung von Kooperati-
ons- und Vernetzungsaktivitäten zwischen Akteuren dieser Länder und aktiven internationa-
len nichtsstaatlicher Organisationen geschehen24.  

                                                           
24  Wie wichtig es ist, dass einer derartige externe Unterstützung gesellschaftlicher Organisationen kapazitätsbildende und 

mobilisierende Wirkungen hat, zeigt eine Studie von Fagin und Jehlicka (2001)  über die de-politisierende und schwä-
chende Auswirkung finanzieller EU-Unterstützung für die Tschechische Umweltbewegung. Derartige kontraproduktive 
Wirkungen externer Hilfeleistungen sind immer dann wahrscheinlich, wenn auch diese finanziellen Transfers an Bedin-
gungen geknüpft werden, die in eine Abhängigkeit und  zu Aktionsformen führen, die nicht dem eigenen Handlungskon-
text entsprechen und damit zur Entfremdung zwischen Organisation und gesellschaftlicher Basis führen.   
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Im Kontext der Osterweiterung ist diesen komplementären Strategieelementen im Umweltpo-
litikbereich erst recht spät Aufmerksamkeit gewidmet worden25. 1999 wurde ein neues hori-
zontales Programm in Rahmen von PHARE etabliert: ACCESS. Es erfüllt in seinem dekla-
rierten Anspruch durchaus die Charakteristika der hier diskutierten Komplementärstrategie. 
ACCESS verfolgt das Ziel, die Handlungskapazitäten von NGO insbesondere in den Sektoren 
Umweltschutz und Verbraucherschutz zu unterstützen. Dass es als direkt komplementäres 
Element zum hierarchischen Transfer von EU-Umweltpolitik betrachtet werden muss, macht 
die klare Benennung des Ziels deutlich: „… to promote the implementation of the acquis 
communautaire in policy areas in which governmental activities are absent or are complemen-
tary to those of the third sector, and to raise popular awareness and acceptance in these areas, 
...“(EC Delegation to Hungary:2000:1). 

Obwohl die Höhe der Mittel mit 20 Mio. Euro eher gering scheint, vor allem auch in Anbet-
racht durchaus hoher Absorbtionskapazität im ost- und mitteleuropäischen NGO-Sektor (CAF 
Consultants 1997:10), muss die Etablierung dieses komplementären Programms durch die 
EU-Kommission als bemerkenswerter Schritt und möglicherweise Ergebnis von politischen 
Lernprozessen gewertet werden. Denn hier wird in der politischen Praxis eine Erkenntnis der 
Policy-Transfer-Forschung reflektiert: Staatliche und nichtstaatliche Akteure differieren hin-
sichtlich ihre speziellen Eignung zum Transfer. Die Kombination von Politiktransfer in Form 
von Programmen, Instrumenten und Praktiken, realisiert durch staatliche Akteure, mit dem 
Transfer von Wissen und Ideen, realisiert durch nichtsstaatliche Akteure, kann insbesondere 
in Fällen, wo internationale Promotoren von Umweltpolitik auf hierarchische Mittel des 
Zwangs bzw. der Konditionalität angewiesen sind, die Erfolgsaussichten des Politiktransfer 
erheblich maximieren. 

                                                           
25  Abgesehen von der Unterstützung des Regional Environmental Center (REC) in Budapest, und dem einer breiteren Ziel-

setzung folgenden PHARE/TACIS-Demokratieprogramm, das zivilgesellschaftliche Strukturen generell unterstützen 
wollte, gab es keine umweltpolitisch intendierte und steuerungspolitisch begründete Unterstützung nichtsstaatlicher Ak-
teure im Osterweiterungsprozess.  
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